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Die fast täglichen Erfolgsmeldungen der schwarz-roten Bundesregierung werden


in großen Teilen der Bevölkerung kritisch gesehen. Wie die Realität in


Deutschland wirklich aussieht, deren Konsequenzen wir alltäglich begegnen,


lesen Sie in dieser Studie.


Dafür wurden die Bereiche „Arbeit, Gesundheit, Rente und Soziales", „Ausländer


und Demographie", „Bildung und Identität", „Digitalisierung", „Energie und


Umwelt", „Finanzen", „Innere Sicherheit", „Verteidigung" sowie „Medien" einem


Faktencheck unterzogen.


Die Daten und Fakten stammen vorwiegend aus Statistiken und Studien


bekannter Institute (u.a. Bundesbank, Destatis, Eurostat, OECD, Statista, Vereinte


Nationen) sowie aus Veröffentlichungen der Bundesministerien, Antworten aus


parlamentarischen Initiativen sowie einzelner Medien.


Erstmalig beschäftigt sich ein Deutschland-Faktencheck nicht nur mit


bundesrepublikanischen Themen, sondern widmet sich auch einer


Detailbetrachtung auf ausgesuchten Regional- und Lokalebenen.


Der Faktencheck erscheint an der Jahreswende eines denkwürdigen Abschnittes


der Menschheitsgeschichte – vergleichbar mit dem Auftreten der Jungfrau von


Orleans - folgte jetzt europaweit der Mainstream dem Ruf eines geistig


erkrankten Kindes und steigerte sich in eine fast religiös anmutende Euphorie der


Klimarettung und verfiel dem Wahn den natürlich vorkommenden historischen


Wechsel zwischen Eis- und Warmzeiten auf der Erde verhindern zu können.


Dem Fakencheck wird die Einschätzung der Kernkompetenzen der Alternative für


Deutschland der Bürger der Bundesrepublik entgegengestellt, der einzigen


nennenswerten politischen Kraft, die nicht dem Mainstream folgt.




Die Deutschen blicken pessimistisch in die Zukunft:
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	 90 % der über 65-jährigen Deutschen blicken pessimistisch in die Zukunft. Bei den Jüngeren sieht es nur wenig besser aus (74 %).


	 Ähnliches gilt auch für das Zusammenleben zwischen Deutschen und Migranten: 89 % der Senioren sehen dieses kritisch.


	 Nicht zufrieden mit dem Funktionieren der Demokratie 52 % der Deutschen denken, dass es zu viel Immigration gibt. 71 % sehen die Zuwanderung in den Sozialstaat als Belastung.


	 Über 66 % gehen davon aus, dass es den künftigen Generationen schlechter gehen wird.





Quellen: 1) www.library.fes.de/pdf-files/fes/15621.pdf;


www.welt.de/politik/deutschland/article199334414/Migration-in-Deutschland-Zu-viel-Einwanderung-finden-52-Prozent-derDeutschen.html?wtrid=onsite.onsitesearch; 2)


www.welt.de/politik/deutschland/article186077996/Deutsche-so-pessimistisch-wie-seit-einem-halben-Jahrzehnt-nicht-mehr.html


Deutsche Arbeitnehmer verdienen kaum mehr als der EU-Durchschnitt:
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	 Im Jahr 2018 gab es in der EU-weit eine Lohnsteigerung von durchschnittlich 2 %.


	 Real blieben von der zweiprozentigen Lohnsteigerung aber nur 0,3 % übrig.


	 Beim Entgeltniveau klaffen die Unterschiede deutlich auseinander. Verdient ein Vollbeschäftigter in Luxemburg 70.000 Euro durchschnittlich, so erhält dieser in Deutschland nur 43.000 Euro.


	 Deutschland - ein Land in dem man laut CDU/CSU „gut und gerne lebt" - liegt nur auf Rang zehn. Grund sind v. a. die vielen geringfügig Beschäftigten und präkäre Beschäftigungsverhältnisse.





Quelle: Böckler-Stiftung, WSI 2019: www.boeckler.de/Boeckler-Impuls2019102.pdf.


In Österreich erhalten die Arbeitnehmer mehr Netto vom Brutto:
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Für Österreich sind die 13. und 14. Monatsgehälter einberechnet.


Diese werden aber nur geringfügig besteuert.




	 Österreich bietet sich als Vergleichsstaat sehr gut an, da sich die Strukturen ähneln.


	 In Osterreich bleibt Arbeitnehmern mehr vom Bruttogehalt übrig. Damit werden Anreize geschaffen, dass sich Arbeit wieder lohnt.


	 Im Gegensatz zu Deutschland hat Osterreich eine große Steuerreform beschlossen, bei der die unteren drei Einkommenssteuerstufen gesenkt werden.


	 Seitdem Bundeskanzlerin Merkel an der Regierung ist, gab es keine große Steuerreform.





Quelle: www.bild.de/bild-plus/geld/wirtschaft/wirtschaft/oesterreich-vs-deutschland-der-grosse-brutto-netto-vergleich-61632506,view=conversionToLogin.bild.html;


Dabei liegt Deutschland liegt bei der Rente im Vergleich zu anderen Staaten weit zurück:
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	 Deutschland liegt beim Rentenniveau deutlich unter dem vieler EU-Staaten, u. a. auch dem der Krisenstaaten Italien, Spanien. Griechenland, Portugal.


	 Im Durchschnitt wurden im Jahr 2017 in Deutschland pro Monat 990 Euro (Männer) bzw. 712 Euro (Frauen) ausgezahlt. (Quelle: Deutsche Rentenversicherung, 9/2018; nach Abzug der Kranken- und Pflegeversicherung).


	 Wer weniger als 60 % des mittleren Einkommens (Median) verdient, gilt in der EU als armutsgefährdet. Dies trifft auf 19 % (31.10.2018) aller Menschen in Deutschland zu.





Quellen: 1) www.oecd-ilibrary.org/docserver/pensionglance-2017-de.pdf?expires=1564061026&id=id&accname=guest&checksum=7D9485BC8479BEBlC88466E68DFEA6E4 ; 2)


www.handelsblatt.com/politik/deutschland/alterssicherung-was-deutschland-vom-rentensystem-in-anderen-eu-laendern-lernen-kann/22653380.html?ticket=ST-8604917-AEj2ff7DD9iq4tjMHqQD-ap1 ;3)


www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Lebensbedingungen-Armutsgefaehrdung/inhalt.html.


Österreicher erhalten eine fast doppelt so hohe


Durchschnittsrente:
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Für Österreich ist die 13. und 14. Monatsrente einberechnet.







	 Österreich bietet sich als Vergleichsstaat sehr gut an, da sich die Strukturen ähneln.


	 Bereits heute erhalten männliche Durchschnittsrentner in Österreich fast 900 Euro mehr pro Monat!


	 Auch wenn der österreichische Beitragssatz (22,8 %) höher ist als der deutsche (18,6 %), gleichen sich die fehlenden 4 % durch die (mögliche) Riesterrente aus.


	 In Österreich erhalten Niedrigverdiener nach vierzig Berufsjahren mindestens 1.200 Euro Rente monatlich.


	 In Deutschland gibt es bisher keine Mindestrente.





Quellen: 1) www.boeckler.de/impuls2018125.pdf;  2) www.heise.de/tp/features/Warum-bekommen-0esterreicher-fast-60-Prozent-mehr-Rente-3921398.html;




10 Millionen Beschäftigten droht Rente unter Grundsicherungsniveau:
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	 Mit der Grundrente sollen Rentner eigentlich vor Altersarmut geschützt werden. Doch von 2010 bis 2018 ist die Zahl der Empfänger von Grundsicherung im Rentenalter von 0,8 auf fast 1,1 Mio. gestiegen. Das ist eine Steigerung um 37 %.


	 Bei Rentenerhöhungen gehen über eine Million Grundrentenbezieher leer aus.


	 Wie die AfD-Bundestagsfraktion aus einer Kleinen Anfrage erfuhr, verdienen bereits heute mehr als zehn Millionen Vollzeit-Beschäftigte nicht genug, um im Alter eine Rente oberhalb der Grundsicherung zu erhalten.


	 Vor allem niedrige Löhne, Leiharbeit und befristete Beschäftigungsverhältnisse sind die Treiber dieser beunruhigenden Entwicklung, die durch Auslagerung, Digitalisierung und Automatisierung verschärft wird.





Quellen: 1) www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Sozialhilfe/Tabellen/zgs-t06-2019-bq1-empf-bl-alter-geschl.html ; 2) afdkompakt.de/2019/08/09/cdu-renten-gau-liegen-bald-10-millionen-beschaeftigte-unter-der-grundsicherung/; 3) www.wiwo.de/finanzen/vorsorge/mehr-geld-ab-juli-rentenerhoehung-nur-fuer-gutverdiener/24574312.html; 4) www.presseportal.de/pm/32102/2133602.


Sozialausgaben beanspruchen fast 1/3 unserer Wirtschaftsleistung:
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	 Obwohl die Arbeitslosigkeit seit Jahren sinkt, steigen die Sozialausgaben zusehends weiter an. 2018 waren es bereits 996 Milliarden Euro.


	 So gab Deutschland 2018 fast 30 % seines Bruttoinlandsprodukts für Sozialtransfers aus (u. a. Renten-, Krankenversicherung, Sozialhilfe, Grundsicherung/Hartz IV).


	 Die Bundesregierung rechnet mit weiter steigenden Sozialausgaben. Im Jahr 2021 sollen diese auf bis zu 1,1 Billionen Euro steigen.


	 Gerade der Zuzug von Millionen nichtqualifizierter und nicht-asylberechtigter Menschen hat zur Erhöhung der Sozialausgaben deutlich beigetragen.





Quellen: 1) Statistisches Jahrbuch 2018: www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Jahrbuch/statistisches-jahrbuch-2018-dl.pdf? blob=publicationFile&v=5;


www.deutschlandinzahlen.de/tab/deutschland/soziales/sozialbudget-sozialausgaben/sozialbudget;


https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arbeitgeber-kritisieren-kosten-sozialausgaben-sind-auf-fast-eine-billion-euro-gestiegen/24884958.html?ticket=ST-38337482-5UplUW7cvxHQuFmr1XZP-ap1 .


Nur wenige Migranten können sich in den Arbeitsmarkt integrieren:
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	 Die Wirtschaftsflüchtlinge werden die Probleme des demografischen Wandels in Deutschland nicht beheben können, sondern verschlimmern.


	 80 % der erwerbslosen Asylanten (und sogar 87 % der Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge) hatten keine abgeschlossene Berufsausbildung.


	 Nach einer OECD-Studie gelten rund zwei Drittel der jungen Syrer nach internationalen Bildungsstandards zufolge als funktionale Analphabeten, das heißt, sie verfügen nur über begrenzte Lese- und Schreibkenntnisse.


	 Eine Integration in den Arbeitsmarkt wird für den größten Teil der Wirtschafts-„Flüchtlinge" nicht möglich sein. Ein Leben mit Hartz IV ist vorprogrammiert.





Quelle: OECD, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 14, September 2015.


Mehr als 2 Millionen der Hartz-IV-Bezieher sind


Ausländer


(36 %):
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	 Von mehr als 5,6 Millionen Hartz-IV-Empfängern kommt bereits mehr als jeder Dritte aus einem anderen Land (36 %). Im September 2017 waren es 33,5 %.


	 Der Ausländeranteil in Deutschland lag Ende 2018 bei 13,1 %, das sind 10,9 Millionen (siehe Seite 99). Es ist mit einer weiter steigenden Zahl ausländischer Hartz-IV- Empfänger zu rechnen.


	 Um Migranten einen Einstieg in den Arbeitsmarkt zu verschaffen, führte die CDU/CSU und SPDBundesregierung ein Ein-Euro-Job-Programm ein. Doch das Interesse bei diesen war gering. Nur ein Viertel der 100.000 Plätze konnte vergeben werden.


	 Konkretes Beispiel: In Hessen stieg von 2014-2018 der Ausländeranteil bei Grundsicherungsempfängern von 31,8 % auf 43,9 %.





Quellen: 1) Bundesagentur für Arbeit, Migrations-Monitor Arbeitsmarkt, 2017 und 01.06.2019 (Monatszahlen); www.afd-fraktion-hessen.de/post/pressemitteilung-43-9-der-sozialhilfe-und-arbeitslosengeld-ii-empfänger-sind-auslländer; 2) www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2019/06/PD1924412411.html.


Fast 1,7 Mio. Nichteuropäer erhalten durch Merkels Politik Hartz IV:
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	 Von den über 2 Millionen Ausländern erhalten bereits fast 1,7 Millionen Nichteuropäer Grundsicherung, d. h. Hartz IV.


	 Erhielten im März 2014 erst 11,7 % der Ausländer Grundsicherung, waren es fünf Jahre später bereits 13 %.


	 Die Syrer stellen bereits mit 29,4 % die größte Gruppe unter den ausländischen Hartz-IV-Leistungsempfängern.
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